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Einleitung
________________________________________________________

Im Februar 2015 verortete die „SZ“ unter der dramatischen Überschrift 

„Das Ende der Ruhe. In immer dichterer Folge branden die Krisen an 

Europas Grenzen“ die plötzliche Konfrontation Europas mit einer gan-

zen Reihe von neuen Problemen, darunter die Spannungen zwischen dem 

Westen und Russland und die Bedrohung durch Cyber-Kriege.6 Nun, je-
der, der die Zeitläufte halbwegs verfolgt, kann dem beipflichten, und die 

Liste ließe sich beliebig erweitern, etwa um die Bedrohung durch radika-

le islamistische Bewegungen, die wirtschaftliche und technologische Kon-

kurrenz der Schwellenländer, allen voran China, um die instabile Lage 

im Nahen Osten und die daraus erwachsenden Flüchtlingsbewegungen 

etc. Doch lassen sich die weltweiten Entwicklungen nicht vollständig ab-

bilden, ohne auch die andere Seite in den Blick zu nehmen: die Bedro-

hungen, die aus der inneren Entwicklung der westlichen Staaten, aus der 

Zunahme nationalistischer, antidemokratischer und autoritärer Tenden-

zen  und aus  der  allmählichen  Veränderung ihrer  Werte-  und Verfas-
sungssysteme resultieren. „Hätte man 1991 vorausgesagt,“ schrieb Gus-

tav Seibt 2015 in der „SZ“, „dass die Vormacht des Westens schon zehn 

Jahre später  wesentliche Teile ihres  normativen Fundaments – rechts- 

staatliche  Grundsätze, Folterverbot,  das  Völkerrecht –  binnen weniger 

Monate über Bord werfen würde, niemand hätte es geglaubt.“7

Seibts  Kommentar  spiegelt  die  Desillusionierung  wider,  die  inzwi-

schen  an die  Stelle  der  Blütenträume  von Fortschritt,  Wohlstand und 

Freiheit nach dem Mauerfall 1989 trat. Und in der Tat sind die Zeiten 

unruhig, die Feuilletons voller düsterer Betrachtungen, der Ton in Politik 

und Zivilgesellschaft ist zuweilen von schrillem Alarmismus, die Reden 

voller  gegenseitiger  Vorwürfe,  Schuldzuschreibungen,  Beschwörungen 

und Dramatisierungen. Die  Politik  ist unberechenbarer geworden, alte 

Gewissheiten gelten nicht mehr. Die bürgerliche Mitte in Europa hat, un-

übersehbar,  ihre  in  der  alten  bipolaren  Ordnung  nach  dem Zweiten 

Weltkrieg  lange  unbestrittene  Deutungs-  und  Handlungsmacht  einge-

büßt. Auch in den Kernländern der Demokratie sind Tendenzen zu quasi 

permanentem Notstandsrecht, zur Auflösung verfassungsmäßiger Gewal-

tenteilung, zur Einschränkungen der Grundrechte und zur allmählichen 
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Distanzierung von  den  Menschenrechtskonventionen keine  Ausnahme 

mehr.

Aber kommen die politischen Krisen wirklich so überraschend? Und 

sind die rechtsstaatlichen Irrwege des Westens, wie sie von H.A. Winkler 

diagnostiziert  wurden,  lediglich  durch  äußere  Bedrohungen  evoziert? 

Sind sie als notwendige Reaktion auf Gefährdungen durch terroristische 

Angriffe zu interpretieren und damit, quasi durch die Hintertür, zu legiti-

mieren? Daran sind Zweifel angebracht. Die  Gründe liegen tiefer, und 

dafür muss man schon einige Jahre zurückgehen. Bereits vor den rigoro-

sen Sicherheits-  und Gefahrenabwehrgesetzen nach dem Anschlag auf 

das World Trade Center am 11. September hatte es an Warnungen vor 

allmählichen Verwerfungen im Gefüge der westlichen Staaten in den ver-

gangenen 25 Jahren nicht gefehlt. Sie bezogen sich auf die schon früher 

einsetzende schleichende Erosion der lange gepflegten gesellschaftlichen 

und ökonomischen Stabilität,  auf die Veränderungen der sozialen und 

politischen Errungenschaften,  die,  teuer  erkauft,  aus  den Erfahrungen 

des  blutigen  20.  Jahrhunderts  resultierten,  sie  bezogen  sich  auf  das 

schwindende Vertrauen der Bürger in die Versprechen des Gesellschafts-

vertrages,  deren  Erosion  bereits  mit  dem  sukzessiven  ordnungspoliti-

schen Kurswechsel der transatlantischen Staaten in den 1980er Jahren 

begann. 

Diese Gefährdungen im Spannungsfeld von Ökonomie, Stabilität der 

Demokratie  und  Lehren aus der  Vergangenheit  hatte  der  verstorbene 

Herausgeber  der FAZ, Frank Schirrmacher, im Blick, als er zu Beginn 

der griechischen Finanzkrise davon sprach, „wie massiv gerade morali-

sche Übereinkünfte der Nachkriegszeit im Namen einer höheren, einer fi-

nanzökonomischen Vernunft  zerstört  werden“.8 Ähnlich der  englische 

Historiker Tony Judt: Heute seien die Gründe vergessen, warum „wir 

den Sozialstaat geerbt haben und wie er entstanden ist“ – jenen moder-

nen Wohlfahrtsstaat, der die Funktion gehabt habe,  eine „Wiederkehr 

der Vergangenheit zu verhindern – Wirtschaftskrisen und jene politische 

Instabilität, die zu Faschismus und Kommunismus geführt hatte“.9 Und: 

„Nicht zuletzt dank der Leistungen des Sozialstaats, der in der Nach-
kriegszeit errichtet wurde, verloren die Bürger allmählich jene beängsti-
gende Unsicherheit, die die Politik zwischen 1914 und 1945 beherrscht 
hatte. Inzwischen gibt es Gründe für die Annahme, dass diese Sicherheit 
nicht von Dauer ist. In den westlichen Demokratien macht sich Angst 
wieder als wirksames Element des politischen Lebens bemerkbar.“10 

Und schließlich hatte  der  Sozialdemokrat Klaus  von Dohnanyi  bereits 

kurz nach der Jahrtausendwende den US-Historiker Brustein zitiert, der 

die Wahlerfolge der Nationalsozialisten nicht in erster Linie auf Antise-

mitismus oder irrational-nationalistische Propaganda, sondern auf Hit-
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lers politische und soziale Versprechungen in einer Phase großer sozialer 

Not zurückführte: 

„Was wäre, wenn wir die entscheidenden Gründe für den Aufstieg der 
Nazis verfehlt hätten? Wären wir in der Lage, einen neuen Hitler, eine 
neue Nazipartei auszumachen?  [...]  Wenn die wirtschaftlichen Bedin-
gungen, das Wahl- und Parteiensystem und die politischen Alternativen 
Deutschlands  unter  den  Weimarer  Bedingungen  so  in  den  USA,  in 
Frankreich, Schweden oder Großbritannien bestanden hätten, dann hät-
ten Millionen von Menschen in diesen Ländern möglicherweise genau 
das getan, was Millionen Deutsche taten – die NSDAP zu wählen und 
ihr beizutreten.“11

Angesicht tiefgreifender Umwälzungen, so Dohnanyi, sei der Aufbau sta-

biler und funktionstüchtiger institutioneller Strukturen des europäischen 

Sozialstaates  eine  der  vordringlichen  Lehren aus  der  Vergangenheit  –

„[…] lebenswichtige  Stabilitätsfragen für  die  kommenden stürmischen 

Jahre, für Zeiten, die gefährlicher werden“.12 

Schirrmacher, Judt, Dohnanyi – drei von vielen Stimmen, die ein pro-

fundes Unbehagen am gesellschaftlichen Umgang mit der Vergangenheit 

signalisieren. Letztlich schwingt dabei die Frage mit, ob das Projekt der 

Vergangenheitsbewältigung nicht in wichtigen Teilen sein Thema verlo-

ren hat und vom Weg abgekommen ist. Die tiefe Skepsis steht in deutli-

chem Gegensatz zu den eingeschliffenen Ritualen des Mahnens und Be-

schwörens, des Gedenkens und Erinnerns zur weit verbreiteten Überzeu-

gung, dass Deutschland das  Musterland des Umgangs mit der eigenen 

Vergangenheit ist, ein Land, das sich unnachgiebig und beharrlich seiner 

Verantwortung gegenüber seiner jüngeren Geschichte stellte und daraus 

jene Lehren zog, welche nach menschlichem Ermessen die Geschehnisse 

im Europa der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts unwiederholbar ma-

chen sollten. Die Befassung mit dieser Vergangenheit, insbesondere mit 

den Urkatastrophen des  20.  Jahrhunderts,  dem Ersten  Weltkrieg  und 

dem Holocaust erlebte in den letzten Jahrzehnten eine Konjunktur, die in 

den 1990er Jahren niemand erwartet hatte. Die wissenschaftlichen und 

politischen Deutungsversuche  über  Aufkommen,  Wesen und Ziele des 

Nationalsozialismus und die pädagogischen, gesellschafts-, mentalitäts- 

und geschichtspolitischen Konsequenzen, die man daraus zog, sind in-

zwischen ebenso wenig überschaubar wie die Zahl der Gedenkstätten-

gründungen, Veranstaltungen, Initiativen und Forschungsprojekte. 

Diese  Permanenz  der  Erinnerung  und  ihre  zunehmende  Intensität 

weckte  nicht nur Unbehagen an den Inhalten und Formen, sie weckte 

auch Argwohn hinsichtlich der Motive der  Protagonisten: Vor einiger 

Zeit erschien eine Ausgabe von „Ästhetik und Kommunikation“ unter 

dem Titel „Amoklauf des Gedenkens“. Mit dem Titel, so Dieter Hoff-
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mann-Axthelm im Editorial, renne man an „gegen das Ausmaß, in wel-

chem derzeit der Zugang zu Geschichte und Vergangenheit sich auf öf-

fentliche Gedenkrituale zu verengen scheint“. Das Verschwinden der Ge-

genwart hinter einer Gedenkinflation erfordere die Frage nach dem poli-

tischen Nutzen und nach den zuarbeitenden Institutionen und Interes-

sen.13 

Welche Aspekte der Vergangenheit oder besser: welche Lücken und 

Schwächen ihrer Bewältigung mochten die Veranlassung dazu sein, die 

breit ausgetretenen Pfade der öffentlichen Erinnerungskultur zu verlassen 

und den kritischen Rekurs auf die Vergangenheitsbewältigung mit sozia-

len und ökonomischen Gefährdungen zu konnotieren? Offensichtlich der 

Umstand,, dass Rückgriffe auf die jüngere Vergangenheit sehr viel mehr 

zu umfassen hätten als die stets notwendigen Warnungen vor dem Auf-

kommen neuer Diskriminierungswellen. Und in der Tat kann ein hoher 

rhetorischer und ritueller Aufwand ein trügerisches Gefühl gesellschaftli-

cher  Sicherheit  erzeugen,  das aber auch nicht vor der  Gefahr schützt, 

wieder in jener Vergangenheit zu landen, die man unter keinen Umstän-

den nochmals erleben wollte. Die Zweifel an der Wirksamkeit der Erin-

nerungskultur werden nicht geringer dadurch, dass 2015, 70 Jahre nach  

Ende des  Zweiten Weltkriegs,  die  lange gepflegte  Erinnerungsgemein-

schaft der alliierten Antihitler-Koalition zerbrochen ist14 und in demsel-

ben Jahr Mitglieder der jüdischen Communitiy in Frankreich aufgerufen 

wurden, ihre Koffer zu packen, um nach Israel überzusiedeln, das ihnen 

mehr Sicherheit bietet.15 Der erste Fall zeigt, wie schnell sich historische 

Situationen verändern können, der zweite, wie wenig selbst tief veran-

kerte Erinnerungskulturen in der Lage scheinen, Einfluss auf politisches 

Handeln zu nehmen – zumal auch die geschichtspolitischen Versuche der 

1990er Jahre als gescheitert angesehen werden müssen, das Thema Ho-

locaust als gemeinsamen Nenner der europäischen Union und des westli-

chen Zusammenhalts zu verankern.16 Das Projekt wurde von zahlreichen 

Nationalstaaten  nur  unter  Vorbehalt  oder  unter  Druck  angenommen 

und verlor  in Krisenzeiten schnell seine Bindekraft. Hingegen scheinen 

heute eher wieder Bedrohungsszenarien über wirkliche oder eingebildete 

innere und äußere Gegner zu dominieren. Von daher mutet der Befund 

H.A. Winklers, dass die Lehren nachwirken, die man diesseits und jen-

seits des Atlantik aus der gemeinsamen Geschichte gezogen habe, bereits 

mit Erscheinen seines Buches überholt an. Auch seine  Folgethese, dass 

etwa ein Krieg zwischen den Mitgliedsstaaten des Atlantischen Bündnis-

ses  und der Europäischen Union „vollends  undenkbar  geworden“ sei, 

muss  als  sehr  gewagt  gelten.17 Undenkbar  mag  vieles  sein,  aber  das 

schließt nicht aus, dass es nicht dennoch eintreten kann. Für undenkbar 
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hatte man 1913 schließlich auch den Ausbruch eines großen Krieges ge-

halten.  Damals  legte  ein  gewisser  Normann  Angell  überzeugend  dar, 

dass Weltkriege wegen der engen wirtschaftlichen Verflechtung der Län-

der im Zeitalter der Globalisierung unmöglich seien. Das Buch wurde 

zum Weltbestseller und fand allgemeine Zustimmung, nicht nur bei Intel-

lektuellen. Der damalige Präsident der Stanford University war nach der 

Lektüre von der Stabilität der politischen Großwetterlage überzeugt:

„Der große  Krieg in Europa, der ewig droht,  wird nie kommen. Die 
Bankiers weden nicht das Geld für solch einen Krieg auftreiben, die In-
dustrie  wird ihn nicht  in  Gang  halten,  die  Staatsmänner  können  es 
nicht. Es wird keinen großen Krieg geben.“18 

Angells Text kam unter dem Titel „The Great Illusion“ heraus, womit 

eigentlich beabsichtigt war, die weitverbreiteten unterschwelligen Ängste 

vor  einem kommenden Kriege zu  zerstreuen.  Heute  wissen  wir,  dass 

nicht die Angst vor dem Krieg eine Illusion war, sondern der Friedenso-

ptimismus des Titels. Über diese bittere Ironie können wir, die hundert 

Jahre später Lebenden, den Kopf schütteln, aber es gibt keinen Grund, 

uns selbst für schlauer zu halten. 

Tatsächlich  war  man  seinerzeit  finanziell  aufs  Engste  miteinander 

vernetzt, man bezog sich auf dieselben Traditions- und Wissensquellen, 

auf dieselben exponentiell-dynamischen Entwicklungsmodelle und Stra-

tegien zur Beschleunigung in Zeit und Raum, man teilte gemeinsam die 

Begeisterung für Technik und Naturwissenschaften; man teilte auch die 

Überzeugung, dass auf dem Wege des immerwährenden industriell-wis-

senschaftlichen Fortschritts die Verbesserung des  Lebensstandards und 

die Fähigkeit der Nationen zur Behauptung in der internationalen Kon-

kurrenz gewährleistet sein würde19; man beschwor die Kraft der europäi-

schen Gelehrtenrepublik, man pflegte zwischen den nationalen Eliten ei-

nen regen  kulturellen  und ökonomischen,  zwischen den  europäischen 

Herrscherdynastien einen  engen  familiären  Austausch.  Und der  Krieg 

kam trotzdem.

Wenn selbst  gestandenen  Historikern wie  Christopher Clark auch 

hundert Jahre später  nicht viel mehr einfällt als  seinem Buch über die 

Vorgeschichte  und die Ursachen des  Ersten Weltkriegs  den Titel „Die 

Schlafwandler“ zu geben, so ist das bei aller Belesenheit und bei allem 

Fleiß doch Ausdruck einer gewissen analytischen Hilflosigkeit gegenüber 

der Komplexität des damaligen Geschehens und gegenüber den Schwie-

rigkeiten,  die richtigen Schlüsse  daraus  zu ziehen.20 Gleichwohl  bieten 

sich auch ihm für die derzeitigen globalpolitischen Konstellationen ge-

wisse Parallelen zur Situation vor 1914 an.21
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Wie man sieht, ist die Sache schwierig – und gerade deshalb gibt es 

genug Gründe, um vor dem Einstieg in die konkrete historische Analyse 

einige Klärungen vorzunehmen, die unser Verhältnis zur Vergangenheit 

überhaupt und die allgemeinen Bedingungen, Grenzen und Möglichkei-

ten ihrer Wahrnehmung und Bewältigung betreffen. 


